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Das Eröffnungsverfahren 

§ 270 Abs. 2 Nr. 2 E-InsO | Voraussetzungen 
2. dass keine Umstände bekannt sind, die erwarten lassen, dass die Anordnung zu 
Nachteilen für die Gläubiger führen wird. 
  
§ 270b Abs. 1 E-InsO | Vorbereitung einer Sanierung 
Hat der Schuldner den Eröffnungsantrag bei drohender Zahlungsunfähigkeit oder 
Überschuldung gestellt und die Eigenverwaltung beantragt und ist die angestrebte 
Sanierung nicht offensichtlich aussichtslos, so bestimmt das Insolvenzgericht auf 
Antrag des Schuldners eine Frist zur Vorlage eines Insolvenzplans. Die Frist darf 
höchstens drei Monate betragen. Der Schuldner hat mit dem Antrag eine mit 
Gründen versehene Bescheinigung eines in Insolvenzsachen erfahrenen 
Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder Rechtsanwalts oder einer Person mit 
vergleichbarer Qualifikation vorzulegen, aus der sich ergibt, dass drohende 
Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung, aber keine Zahlungsunfähigkeit vorliegt 
und die angestrebte Sanierung nicht offensichtlich aussichtslos ist.  
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§ 270 Abs. 3 und Abs. 4 E-InsO 
  
(3) Vor der Entscheidung über den Antrag ist dem vorläufigen Gläubigerausschuss 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben, wenn dies nicht offensichtlich zu einer 
nachteiligen Veränderung in der Vermögenslage des Schuldners führt. Wird der 
Antrag von einem einstimmigen Beschluss des vorläufigen Gläubigerausschusses 
unterstützt, so gilt die Anordnung nicht als nachteilig für die Gläubiger. 
  
(4) Wird der Antrag abgelehnt, so ist die Ablehnung schriftlich zu begründen; 
§ 27 Absatz 2 Nummer 5 gilt entsprechend. 

Der Antrag 2. 
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§ 22a Abs. 2 E-InsO 
Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der Geschäftsbetrieb des Schuldners 
eingestellt ist, die Einsetzung des vorläufigen Gläubigerausschusses im Hinblick auf 
die zu erwartende Insolvenzmasse unverhältnismäßig ist oder die mit der 
Einsetzung verbundene Verzögerung zu einer nachteiligen Veränderung der 
Vermögenslage des Schuldners führt.  
  
§ 13 Abs. 1 Satz 3 E-InsO 
Dem Antrag des Schuldners ist ein Verzeichnis der Gläubiger und ihrer Forderungen 
beizufügen. Wenn der Schuldner einen Geschäftsbetrieb hat, der nicht eingestellt 
ist, sind in dem Verzeichnis besonders kenntlich zu machen … 
Der Schuldner hat in diesem Fall auch Angaben zur Bilanzsumme, zu den 
Umsatzerlösen und zur durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer des voran-
gegangenen Geschäftsjahres zu machen.“  

Die Anhörung der Gläubiger 3. 
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§ 270 Abs. 3 E-InsO 
Vor der Entscheidung über den Antrag ist dem vorläufigen Gläubigerausschuss 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben, wenn dies nicht offensichtlich zu einer 
nachteiligen Veränderung in der Vermögenslage des Schuldners führt. Wird der 
Antrag von einem einstimmigen Beschluss des vorläufigen Gläubigerausschusses 
unterstützt, so gilt die Anordnung nicht als nachteilig für die Gläubiger. 

Die Anhörung der Gläubiger 3. 
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§ 270a Abs. 1 und Abs. 2 E-InsO 
 
(1) Ist der Antrag des Schuldners auf Eigenverwaltung nicht offensichtlich 
aussichtslos, so soll das Gericht im Eröffnungsverfahren davon absehen, dem 
Schuldner ein allgemeines Verfügungsverbot aufzuerlegen oder  anzuordnen, dass 
alle Verfügungen des Schuldners nur mit Zustimmung eines vorläufigen 
Insolvenzverwalters wirksam sind.  Anstelle des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wird in diesem Fall ein vorläufiger Sachwalter bestellt, auf den die §§ 274 und 275 
entsprechend anzuwenden sind. 
 
(2) Hat der Schuldner den Eröffnungsantrag bei drohender Zahlungsunfähigkeit 
gestellt und die Eigenverwaltung beantragt, sieht das Gericht jedoch die 
Voraussetzungen der Eigenverwaltung als nicht gegeben an, so hat es seine 
Bedenken dem Schuldner mitzuteilen und diesem Gelegenheit zu geben, den 
Eröffnungsantrag vor der Entscheidung über die Eröffnung zurückzunehmen.  

Sicherungsmaßnahmen 4. 
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§ 270b Abs. 1 bis Abs. 3 E-InsO  
 
(1) Hat der Schuldner den Eröffnungsantrag bei drohender Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung gestellt und die Eigenverwaltung beantragt und ist die 
angestrebte Sanierung nicht offensichtlich aussichtslos, so bestimmt das Insolvenz-
gericht auf Antrag des Schuldners eine Frist zur Vorlage eines Insolvenzplans. Die 
Frist darf höchstens drei Monate betragen. Der Schuldner hat mit dem Antrag eine 
mit Gründen versehene Bescheinigung eines in Insolvenzsachen erfahrenen 
Steuerberaters, Wirtschaftsprüfers oder Rechtsanwalts oder einer Person mit ver-
gleichbarer Qualifikation vorzulegen, aus der sich ergibt, dass drohende Zahl-
ungsunfähigkeit oder Überschuldung, aber keine Zahlungsunfähigkeit vorliegt und 
die angestrebte Sanierung nicht offensichtlich aussichtslos ist. 

Der sog. Schutzschirm des § 270b E-InsO 5. 
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[§ 270b E-InsO] 
(2) In dem Beschluss nach Absatz 1 bestellt das Gericht einen vorläufigen 
Sachwalter nach § 270a Absatz 1. Das Gericht kann von dem Vorschlag des 
Schuldners nur abweichen, wenn die vorgeschlagene Person offensichtlich für die 
Übernahme des Amtes nicht geeignet ist; dies ist vom Gericht zu begründen. Das 
Gericht kann vorläufige Maßnahmen nach § 21 Absatz 1 und 2 Nummer 1a, 3 bis 5 
anordnen; es hat Maßnahmen nach § 21 Absatz 2 Nummer 3 anzuordnen, wenn 
der Schuldner dies beantragt. 

Der sog. Schutzschirm des § 270b E-InsO 5. 
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[§ 270b E-InsO] 
(3) Das Gericht hebt die Anordnung nach Absatz 1 vor Ablauf der Frist auf, wenn 

  1. Zahlungsunfähigkeit eintritt; 
  2. die angestrebte Sanierung aussichtslos geworden ist; 
  3. der vorläufige Gläubigerausschuss die Aufhebung beantragt oder 
 4. ein absonderungsberechtigter Gläubiger oder ein Insolvenzgläubiger die 
 Aufhebung beantragt und Umstände bekannt werden, die erwarten lassen, 
 dass die Anordnung zu Nachteilen für die Gläubiger führen wird; 

der Antrag ist nur zulässig, wenn kein vorläufiger Gläubigerausschuss bestellt ist 
und die Umstände vom Antragsteller glaubhaft gemacht werden. Der Schuldner 
oder der vorläufige Sachwalter haben dem Gericht den Eintritt der Zahlungs-
unfähigkeit unverzüglich anzuzeigen. Nach Aufhebung der Anordnung oder nach 
Ablauf der Frist entscheidet das Gericht über die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens.  

Der sog. Schutzschirm des § 270b E-InsO 5. 
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§ 270a Abs. 1 Satz 2 E-InsO 
Anstelle des vorläufigen Insolvenzverwalters wird in diesem Fall ein vorläufiger 
Sachwalter bestellt, auf den die §§ 274 und 275 entsprechend anzuwenden sind. 
  
§ 270c Satz 1 E-InsO 
Bei Anordnung der Eigenverwaltung wird anstelle des Insolvenzverwalters ein 
Sachwalter bestellt.  
  
§ 56 Abs. 3 E-InsO 
Das Gericht darf von einem einstimmigen Vorschlag des vorläufigen Gläubiger-
ausschusses zur Person des Verwalters nur abweichen, wenn die vorgeschlagene 
Person für die Übernahme des Amtes nicht geeignet ist. Das Gericht hat bei der 
Auswahl des Verwalters die vom vorläufigen Gläubigerausschuss beschlossenen 
Anforderungen an die Person des Verwalters zugrunde zu legen.  

Die Bestellung des vorläufigen Sachwalters 6. 
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§ 21 Abs. 2 Nr. 1 InsO 
Das Gericht kann insbesondere 
1. einen vorläufigen Insolvenzverwalter bestellen, für den § 8 Abs. 3 und die §§ 56, 
58 bis 66 entsprechend gelten; 
 
§ 56 Abs. 1 Satz 3 E-InsO 
Die erforderliche Unabhängigkeit wird nicht schon dadurch ausgeschlossen, dass 
die Person  
1. vom Schuldner oder von einem Gläubiger vorgeschlagen worden ist,  
 
§ 270b Abs. 2 Satz 2 E-InsO 
In dem Beschluss nach Absatz 1 bestellt das Gericht einen vorläufigen Sachwalter 
nach § 270a Absatz 1. Das Gericht kann von dem Vorschlag des Schuldners nur 
abweichen, wenn die vorgeschlagene Person offensichtlich für die Übernahme des 
Amtes nicht geeignet ist; dies ist vom Gericht zu begründen. 

Die Bestellung des vorläufigen Sachwalters 6. 
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§ 276a Satz 3 E-InsO 
Ist der Schuldner eine juristische Person oder eine Gesellschaft ohne Rechts-
persönlichkeit, so haben der Aufsichtsrat, die Gesellschafterversammlung oder 
entsprechende Organe keinen Einfluss auf die Geschäftsführung des Schuldners. 
Die Abberufung und Neubestellung von Mitgliedern der Geschäftsleitung ist nur 
wirksam, wenn der Sachwalter zustimmt. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn die 
Maßnahme nicht zu Nachteilen für die Gläubiger führt.  




